
MONATSRUNDSCHREIBEN� 12-2017

Steuerrecht

STEUERRECHT

PRIVATES VERÄUSSERUNGSGESCHÄFT

Selbstnutzung bei Zweit- und Ferienwohnungen begünstigt
|  Ein Gebäude wird auch dann zu eigenen Wohnzwecken genutzt, wenn es der Steuerpflichti­
ge nur zeitweilig bewohnt, sofern es ihm in der übrigen Zeit als Wohnung zur Verfügung steht. 
Damit gilt die Ausnahmeregelung, die ein privates Veräußerungsgeschäft vermeidet, auch bei 
Zweitwohnungen und nicht zur Vermietung bestimmter Ferienwohnungen.  |

Hintergrund
Private Veräußerungsgeschäfte mit Grundstücken, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaf­
fung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, unterliegen grundsätzlich der Speku­
lationsbesteuerung. 

Ausgenommen sind allerdings Wirtschaftsgüter, die 
�� im Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen Wohn­
zwecken (1. Alternative) oder 

�� im Jahr der Veräußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen Wohn­
zwecken (2. Alternative) genutzt wurden. 

Praxishinweis  |  Um die Besteuerung eines Veräußerungsgewinns zu vermeiden, muss der 
Steuerpflichtige das Gebäude zumindest auch selbst nutzen. Unschädlich ist dagegen, wenn er 
es gemeinsam mit seinen Familienangehörigen oder einem Dritten bewohnt. Eine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken liegt hingegen nicht vor, wenn der Steuerpflichtige die Wohnung entgelt­
lich oder unentgeltlich an einen Dritten überlässt, ohne sie zugleich selbst zu bewohnen.

Entscheidung des BFH
Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken setzt weder die Nutzung als Hauptwohnung voraus, 
noch muss sich dort der Schwerpunkt der persönlichen und familiären Lebensverhältnisse  
befinden. Ein Steuerpflichtiger kann demzufolge mehrere Gebäude gleichzeitig zu eigenen 
Wohnzwecken nutzen. 

Erfasst sind daher auch Zweitwohnungen, nicht zur Vermietung bestimmte Ferienwohnungen 
und Wohnungen, die im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung genutzt werden. Ist deren 
Nutzung auf Dauer angelegt, kommt es nicht darauf an, ob der Steuerpflichtige noch eine (oder 
mehrere) weitere Wohnung(en) hat und wie oft er sich darin aufhält.

Der Bundesfinanzhof (BFH) stellte ferner klar, dass bei der 2. Alternative ein zusammen­
hängender Zeitraum der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken genügt, der sich über drei Kalen­
derjahre erstreckt, ohne sie – mit Ausnahme des mittleren Kalenderjahrs – voll auszufüllen.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 27.6.2017, IX R 37/16, Abruf-Nr. 197249 unter www.iww.de.
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Verkauf einer „Alt-Lebensversicherung“:  
Verluste können steuerlich geltend gemacht werden
|  Verkaufen Steuerpflichtige eine vor 2005 abgeschlossene Lebensversicherung vor Ablauf 
von 12 Jahren mit Verlust, können sie die Verluste mit anderen positiven Kapitaleinkünften  
verrechnen.  |

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) im Fall eines Ehepaars entschieden. Der Ehemann war 
Versicherungsnehmer einer vom 1.9.1999 bis zum 1.9.2011 laufenden fondsgebundenen Lebens­
versicherung. Versicherte Person war seine Ehefrau. Im Erlebensfall sollte das Deckungs­
kapital, d. h. der Wert der gutgeschriebenen Fondsanteile, fällig werden. 

Am 1.3.2009 veräußerte der Ehemann seine Ansprüche an seine Ehefrau zu einem Kaufpreis, 
der dem Wert des Deckungskapitals entsprach. Da er die auf 60 Monate beschränkten Beiträge 
in voller Höhe gezahlt hatte, ergab sich ein Veräußerungsverlust, den er als negative Einkünfte 
aus Kapitalvermögen erklärte. Das Finanzamt erkannte den Verlust wegen Gestaltungsmiss­
brauchs nicht an. Einen derartigen Missbrauch konnte das Finanzgericht Düsseldorf zwar nicht 
erkennen. Es ließ den Verlustabzug aber wegen fehlender Einkünfteerzielungsabsicht nicht zu 
– jedoch zu Unrecht, wie der BFH entschied.

Gewinne aus der Veräußerung von Ansprüchen auf eine Versicherungsleistung gehören seit der 
Abgeltungsteuer zu den Einkünften aus Kapitalvermögen. Für Verträge, die vor dem 1.1.2005 
abgeschlossen wurden, gilt dies nur, sofern die Zinsen aus den Sparanteilen bei einem Rück­
kauf steuerpflichtig gewesen wären. 

Diese Voraussetzung war im Streitfall erfüllt, denn ein Rückkauf der Lebensversicherung durch 
den Ehemann im Jahr 2009 wäre steuerpflichtig gewesen. Eine Steuerbefreiung hätte nämlich 
vorausgesetzt, dass der Verkauf erst nach Ablauf der Mindestlaufzeit von zwölf Jahren nach 
Vertragsschluss stattfindet. 

Der BFH sah ferner keinen Grund, die Anerkennung des Verlusts wegen einer fehlenden  
Einkünfteerzielungsabsicht zu versagen. Denn die mit der Abgeltungsteuer eingeführten  
Besonderheiten bedingen eine tatsächliche (widerlegbare) Vermutung der Einkünfteerzielungs­
absicht. Relevante Punkte für deren Widerlegung gab es im Streitfall nicht.

Praxishinweis  |  Im entsprechenden Sinne entschied der BFH am gleichen Tag zu negativen 
Einkünften bei Rückkauf einer Sterbegeldversicherung. Durch den Begriff „Unterschieds­
betrag“ sind grundsätzlich sowohl positive als auch negative Differenzbeträge zwischen der 
Versicherungsleistung und der Summe der auf sie entrichteten Beiträge steuerlich zu erfassen.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 14.3.2017, VIII R 38/15, Abruf-Nr. 196049 unter www.iww.de; BFH, Urteil vom 14.3.2017, VIII R 25/14, 
Abruf-Nr. 196048 unter www.iww.de.
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Ansatz der Pendlerpauschale bei Hin- und Rückfahrt an 
unterschiedlichen Tagen
|  Fährt ein Arbeitnehmer zu seiner ersten Tätigkeitsstätte und kehrt er am selben Tag nicht 
wieder nach Hause zurück, vertritt das Finanzgericht (FG) Münster zum Ansatz der Entfer-
nungspauschale folgende Ansicht: Die Entfernungspauschale von 0,30 EUR wird für jeden vol-
len Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte für die Hinfahrt 
gewährt. Findet die Rückfahrt von der ersten Tätigkeitsstätte zur Wohnung an einem anderen 
Tag statt, ist hierfür keine (weitere) Entfernungspauschale zu berücksichtigen.  |

In der Rechtsprechung und Literatur wird mitunter vertreten, dass einem Arbeitnehmer nur 
eine hälftige Entfernungspauschale für jeden einzelnen Weg zusteht, wenn er an einem Tag nur 
einen Hinweg zur ersten Tätigkeitsstätte zurücklegt, dort übernachtet und erst einen Tag später 
den Rückweg von der ersten Tätigkeitsstätte zur Wohnung antritt. 

Bei dem dargestellten Sachverhalt führen beide Sichtweisen rechnerisch zum selben Ergebnis. 
Die Praxisrelevanz ergibt sich aber insbesondere, wenn der Arbeitnehmer von einer von der 
ersten Tätigkeitsstätte aus unternommenen mehrtätigen Dienstreise unmittelbar zu seiner 
Wohnung zurückkehrt. Hier ist die Ansicht des Finanzgerichts Münster nämlich günstiger. Für 
die Besteuerungspraxis ist zu hoffen, dass der Bundesfinanzhof in dem Revisionsverfahren 
auch zu diesem Punkt Stellung beziehen wird. 

QUELLE  |  FG Münster, Urteil vom 14.7.2017, 6 K 3009/15 E, Rev. BFH VI R 42/17, Abruf-Nr. 196508 unter www.iww.de; FG Baden-
Württemberg, Urteil vom 20.6.2012, 7 K 4440/10
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Automatischer Austausch über Finanzkonten gestartet
|  Am 30.9.2017 ist der erste automatische Informationsaustausch über Finanzkonten  
zwischen Deutschland und 49 Staaten und Gebieten nach dem gemeinsamen Meldestandard 
der OECD gestartet. Weitere Staaten und Gebiete werden ab dem 30.9.2018 hinzukommen. 
Darüber hat das Bundesfinanzministerium berichtet.  |

Hintergrund: Auf der Berliner Steuerkonferenz im Oktober 2014 haben zahlreiche Staaten den 
„Common Reporting Standard“ (CRS) unterschrieben. Auf Grundlage des CRS werden Informa-
tionen über Konten bzw. Vermögensanlagen zwischen den an diesem Informationsaustausch 
teilnehmenden Staaten und Gebieten automatisch ausgetauscht. 

Weitere Informationen zum automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten erhalten 
Sie unter www.iww.de/s308.


